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Vorsorge gegen Schadensfälle in der chemischen Industrie 

Am 1. November 1986 brannte die Lagerhalle des Baseler 
Chemie-Konzerns Sandoz. Mit dem Löschwasser kamen Tonnen 
giftiger Agro-Chemikalien ins Wasser. Ein riesiges Fischsterben 
und die Vernichtung biologischen Lebens am Oberrhein waren 
die Folge. 

Am 8. November 1986 wurde entlang des Rheins Trinkwasser-
alarm gegeben. Der Störfall bei der Sandoz AG war eine der 
größten Chemiekatastrophen der letzten Jahre. Wieviel Tonnen 
giftiger Pestizide bzw. Chemikalien während des Brandes in den 
Rhein gelangt sind, wird sich nicht mehr vollständig_ erfassen 
lassen. Sandoz lenkte die öffentliche Aufmerksamkeit intensiv auf 
die Störfallproblematik am Rhein. Dies gilt nicht nur für die 
großen Unfälle, sondern auch für die alltägliche Rheinverschmut-
zung. Nach dem Unfall in Basel sollen nach den Berichten am 
Oberlauf des Rheins ca. 150 000 Aale verendet sein. In Nordrhein

-

Westfalen hatte sich jedoch das Rheinwasser durch die ständigen 
Schmutzeinleitungen bereits soweit verdünnt, daß erst im soge-
nannten Daphnien-Test eine erhöhte Sterblichkeit der Flußtiere 
beobachtet wurde. Hinzu kam eine nicht abreißende Kette von 
Störfällen entlang des Rheins nach der Sandoz-Katastrophe. 
Allein vom 9. November bis zum 2. Dezember 1986 wurden elf 
Störfälle bekannt, darunter die Einleitung stark krebserregender, 
hochgiftiger und sogar explosiver Stoffe. 

In den 70er Jahren konnten beträchtliche Erfolge bei der Verbes-
serung der Rheinwasserqualität erreicht werden, in den 80er 
Jahren jedoch stagniert die Rheinsanierung. Deshalb darf die 
Katastrophe von Sandoz nicht vergessen werden; sie muß viel-
mehr ein Anlaß für neue Anstrengungen zur Verbesserung der 
Wasserqualität und zum vorsorgenden Schutz gegen Schadens-
fälle in der chemischen Indust rie sein. 



Drucksache 11 /714 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag ist aufgrund der Vielzahl der Chemie-
unfälle am Rhein der Auffassung, daß die Risiken für Mensch und 
Natur dringend gemindert werden müssen. Gefordert ist zukünf-
tig eine vorsorgende, umwelt- und gesundheitsverträgliche 
Chemiepolitik, die 

— die Entstehung und Verbreitung hochgiftiger und umweltzer-
störender Stoffe immer weiter zurückdrängt; 

— die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung 
hochgiftiger, umweltzerstörender Stoffe, die durch umweltver-
trägliche Stoffe ersetzt werden können, verbietet; • 

— die Anlagen, in denen mit gefährlichen Soffen umgegangen 
wird, überprüft und auf einen optimalen Sicherheitsstand 
bringt; 

— die Herstellung, Lagerung, Transport, Verwendung und Besei-
tigung gefährlicher Stoffe schärfer und regelmäßig kontrolliert; 

— bei dennoch eintretenden Betriebsstörungen und -unfällen die 
Schäden für Mensch und Umwelt so gering wie nur möglich 
hält; 

— die Verantwortung der Unternehmen und ihr ökonomisches 
Eigeninteresse am umweltgerechten Verhalten erhöht; 

— die Kontroll-, Eingriffs- und Sanktionsmöglichkeiten des Staa-
tes angemessen stärkt; 

— die Informations- und Beteiligungsmöglichkeiten der Offent-
lichkeit verbessert. 

Der Deutsche Bundestag macht in diesem Zusammenhang darauf 
aufmerksam, daß die Gefahren der chemischen Produktion zuerst 
und vor allem die Beschäftigten und die in der Umgebung der-
jenigen Betriebe wohnenden Menschen bedrohen, in denen 
gefährliche Chemikalien hergestellt oder verwendet werden. Eine 
wichtige Konsequenz aus den Unfällen in der chemischen Indu-
strie muß deshalb eine wesentliche Verbesserung der Informa tion 
der Öffentlichkeit und der Belegschaft über die Gefahren-
potentiale gefährlicher Chemikalien in ihrer Umgebung sein. 
Letztlich dient die Verbesserung der Sicherheit der chemischen 
Produktion auch der langfristigen Sicherheit von Arbeitsplätzen, 
weil nur eine gesundheits- und umweltverträgliche Chemie auf 
Dauer Entwicklungschancen bietet. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß in erster Linie die Herstel-
ler und Vertreiber von Chemikalien für die Sicherheit und 
Umweltverträglichkeit ihrer Produktion und ihrer Produkte ver-
antwortlich sind. Dieser Verantwortung ist die chemische Indu-
strie aber nicht immer gerecht geworden. Ohne verbesserte 
Rechtsvorschriften und eine intensive staatliche Kontrolle ist eine 
wirksame Vorsorge gegen die Gefahren der Chemie nicht zu 
gewährleisten. Der Deutsche Bundestag hält hierfür eine deut-
liche Verbesserung der organisatorischen und personellen Aus-
stattung der Bundes- und Landesbehörden für unabdingbar, 
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denen der Volizug der Rechtsvorschriften obliegt, die für eine 
sichere Chemie sorgen sollen. 

Der Deutsche Bundestag stellt klar, daß es nach den Störfällen in 
der chemischen Indust rie keinen Anlaß geben kann, auf eindeu-
tige rechtliche Vorgaben für mehr Sicherheit in der chemischen 
Industrie zu verzichten. Der Deutsche Bundestag erwartet aller-
dings, daß die chemische Indust rie durch eigene Anstrengungen 
besonders dazu beiträgt, die Risiken ihrer Produktion und ihrer 
Produkte schnell weiter zu verringern. 

Das Ziel einer umwelt- und gesundheitsverträglichen Chemie-
politik erfordert ein zügiges, abgestimmtes Handeln auf der inter-
nationalen Ebene, auf der nationalen Ebene von Bund und allen 
Ländern sowie auf regionaler Ebene im Zuständigkeitsbereich der 
einzelnen Länder. Die SPD-Bundestagsfraktion hat mit dem Kon-
zept für eine umwelt- und gesundheitsverträgliche Chemiepolitik 
hierzu eine Beratungsgrundlage geliefert (Drucksache 10/5181 
vom 13. März 1986). Als ersten Schritt schlägt der Deutsche 
Bundestag die Beratung und Beschlußfassung des nachfolgenden 
Sofortprogramms vor: 

I. Maßnahmen auf nationaler Ebene 

1. Anforderungen an den Schutz vor gefährlichen Stoffen 

1.1 Chemikaliengesetz 

1.1.1 Die Bundesregierung wird aufgefordert, unver-
züglich Initiativen zu ergreifen mit dem Ziel, die 
Herstellung und Lagerung gefährlicher Chemi-
kalien und Pflanzenschutzmittel, deren Inver-
kehrbringen und Verwendung in der Bundesre-
publik Deutschland bereits verboten oder nicht 
zugelassen sind, zu untersagen, sofern sie nicht in 
einem bedeutenden Anwendungsland entspre-
chend unserem Anwendungsniveau zugelassen 
sind. 

1.1.2 Darüber hinaus ist ein Zeitplan vorzulegen, nach 
dem die Herstellung das Verwenden und das 
Inverkehrbringen der Stoffe, die gemäß der 
Gefahrstoffverordnung bereits als krebserzeu-
gend eingestuft sind und die substituiert werden 
können, verboten werden. 

1.1.3 Der Deutsche Bundestag hält unverzüglich den 
Erlaß einer Rechtsverordnung nach § 17 Abs. 1 
Nr. 2 Chemikaliengesetz über den Umgang mit 
gefährlichen Stoffen für geboten. Diese Rechts-
verordnung soll den Umgang mit den genanntén 
Stoffen ab 1. Januar 1989 auf Anlagen- und Pro-
duktionsverfahren beschränken, bei denen ein 
Freiwerden der Stoffe (über Luft, Wasser oder 
Abfall) ausgeschlossen ist. Eine zeitlich bef ristete 
Ausnahme hiervon kann unter bestimmten 
Bedingungen nur zugelassen werden, wenn der 
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Produzent oder Verwender eines Stoffes gegen-
über der Anmeldestelle nachweist, daß 

— der Einsatz des Stoffes unvermeidbar ist, 

— geschlossene Verfahren nicht zur Verfügung 
stehen und 

— alle verfügbaren Maßnahmen zur Emissions-
verringerung ergriffen werden. 

1.1.4 Der Deutsche Bundestag fordert  von der Bundes-
regierung umgehend den Erlaß einer Rechtsver-
ordnung nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 Chemikalien-
gesetz mit einem Produktions- bzw. Verwen-
dungsverbot z. B. für folgende Stoffe: 

— Pentachlorphenol (PCP), 

— Asbest, 

— halogenierte Flammschutzmittel, 

— Quecksilberverbindungen, 

Schwermetalle in Kunststoffstabilisatoren und 
Pigmenten, 

— Stoffe mit dioxinträchtigen Nebenprodukten. 

1.1.5 Der Deutsche Bundestag fordert  von der Bundes-
regierung die Entwicklung eines inhaltlichen 
Konzeptes, um die Eingriffsvoraussetzungen für 
den § 17 des Chemikaliengesetzes zu bestimmen. 
Dazu gehören folgende Elemente: 

— Festlegung derjenigen gefährlichen Stoff-
eigenschaften, für die grundsätzlich vordring-
licher Handlungsbedarf gesehen wird, 

— Festlegungen, daß und wie Risiken abge-
schätzt werden, die sich aus der Tatsache der 
gefährlichen Eigenschaften und der Belastun-
gen in einzelnen Problembereichen (Arbeits-
platz, Verbraucher, Umwelt) ergeben, 

— Festlegungen, welche Risiken (definie rt  nach 
Art  des Schadens und Häufigkeit seines Auf-
tretens) für unverhältnismäßig erachtet 
werden, 

— Erhebung einschlägiger Schutzmaßnahmen 
und Überprüfung ihrer Wirksamkeit im Hin-
blick auf die Risikosenkung, 

Überprüfung der sozialen und ökonomischen 
Auswirkungen wirksamer Verbotsmaß-
nahmen, 

— Auswahl der für optimal gehaltenen Schutz-
maßnahmen. 
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Innerhalb eines Jahres ist ein Zeitplan für 
Anwendung des instrumentellen Handlungsrah-
mens des § 17 Chemikaliengesetzes vorzulegen. 
Anzuwendende Instrumente und der Zeitpunkt 
deren Anwendung müssen sich an den wahr-
scheinlichen Risiken der gefährlichen Stoffe 
orientieren. Im einzelnen sollte der Handlungs-
rahmen folgende Elemente enthalten: 

— sofortiges generelles Verbot der Stoffe, die 
sich als besonders gefährlich erwiesen haben, 

— Verbot mit festgelegten Übergangsfristen, 

— sofortiges Verbot in bestimmten Teilberei

-

chen, 

— Verbot in bestimmten Teilbereichen mit 
festen Übergangsfristen, 

— Forschungsauflagen nach vorhandenen Er-
satzstoffen, 

— Entwicklung von neuen Ersatzstoffen, 

Entwicklung und Einsatz von Produktformu-
lierungen und Technologien, die gewährlei-
sten, daß keine gefährlichen Stoffe freigesetzt 
werden, 

— Erarbeitung von regionalen und sektoralen 
Programmen, um Betriebsumstellungen zu er-
möglichen und um Stillegungen und soziale 
Härten zu vermeiden. 

t1.6 In das Chemikaliengesetz ist aufzunehmen, daß 
auch Zwischenprodukte einer Prüfung unterwor-
fen werden. 

1.1.7 § 3 Nr. 3 Chemikaliengesetz ist um das Gefähr-
lichkeitsmerkmal ,,sensibilisierend" zu erwei-
tern. 

1.1.8 § 4 Abs. 6 des Chemikaliengesetzes ist so zu 
verändern, daß es den Fachbehörden im Zusam-
menwirken mit der Anmeldestelle möglich ist, 
unmittelbar greifende Schutzmaßnahmen per 
Verwaltungsakt gegenüber dem Anmelder 
durchzusetzen (vor allem Auflagen und Bedin-
gungen, von denen das Inverkehrbringen abhän-
gig gemacht werden kann). 

1.1.9 § 4 Abs. 1 und 2 des Chemikaliengesetzes ist so 
zu ändern, daß der Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auch für Stoffe gilt, die nur in Länder 
außerhalb der EG exportiert werden. Eine ent-
sprechende EG-weite Regelung ist anzustreben. 

1.1.10 In den §§ 7 und 9 des Chemikaliengesetzes sind 
niedrigere Mengenschwellen für Prüfungsnach- 
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weise der Grundstoffe sowie der Stufen I und II 
anzusetzen; die Mengenschwelle für die An-
meldepflicht gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 ist dement-
sprechend niedriger anzusetzen. Toxikokineti-
sche Untersuchungen sind bereits am Anfang des 
Prüfungsprogramms . durchzuführen, schon bei 
der Grundstufe sind verstärkt ökotoxikologische 
Tests durchzuführen. 

1.1.11 In .§ 11 Abs. 1 Chemikaliengesetz ist die Eingriffs-
schwelle der Anmeldestelle zu senken, indem im 
ersten Absatz von § 11 das Wort „tatsächliche" 
gestrichen und der Begriff „Gefahr" durch 
„gefährliche Eigenschaften" ersetzt wird. 

1.1.12 Nicht vertrauliche Daten zu gemeldeten neuen 
Stoffen (§ 12 Abs. 4 des geltenden Chemikalien-
gesetzes) sind zu veröffentlichen und allgemein 
zugänglich zu machen, nur in begründeten Aus-
nahmefällen sind in Zukunft die Angaben zum 
Verwendungszweck neuangemeldeter Stoffe 
vertraulich zu behandeln. 

1.2 Pflanzenschutzrecht 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1.2.1 über eine Gesetzesinitiative die Zulassungsbe-
dürftigkeit auch für Pflanzenschutzmittel vorzu-
sehen, die für die Ausfuhr bestimmt sind (§ 11 
Abs. 1 Pflanzenschutzgesetz) und ab einer festzu-
legenden Menge Produktion, Transport und 
Lagerung von nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 
zu verbieten; 

1.2.2 über eine Gesetzesinitiative zum Pflanzenschutz- 
gesetz die Zulassungsvoraussetzungen zu ver-
schärfen. Ein Pflanzenschutzmittel ist nicht zuzu-
lassen, wenn schädliche Auswirkungen zu 
befürchten sind. Außerdem ist die Herabsetzung 
der Zulassungsdauer von zehn auf fünf Jahre und 
die Pflicht zur Zurücknahme von Pflanzenschutz-
mittelresten einzuführen, in Wasserschutzgebie-
ten ist für neue Mittel frühestens zwei Jahre nach 
Bekanntmachung der Zulassung die Anwendung 
zu erlauben. Außerdem sollten alle zugelassenen 
Mittel einer erneuten Prüfung auf Umweltschäd-
lichkeit unterzogen werden mit dem Ziel, die 
bedenklichen Mittel zu verbieten. Als Sofortmaß-
nahme sind die Zulassungsvoraussetzungen 
durch Regelung verstärkter ökotoxikologischer, 
anbieterunabhängiger Prüfungen bei der Novel-
lierung der Pflanzenschutzmittel-Zulassungsord-
nung zu verschärfen; 

1.2.3 die Zulassung derjenigen Pflanzenschutzmittel 
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umgehend zu widerrufen, bei deren Herstellung 
oder Anwendung die Dibenzodioxine oder 
Furane frei werden können – wie z. B. bei 2,4 D; 

1.2.4 im Gesetz eine Gefährdungshaftung der Herstel-
ler und Einführer für Schäden aus Pflanzen-
schutzmitteln zu regeln. 

1.3 Gefahrstoffverordnung 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Gefahrstoff-
verordnung so weiterzuentwickeln, daß die Regelungen 
und Verbote den Umwelt- und Verbraucherschutz in 
ausreichendem Maße mitberücksichtigen. Dem dienen 
insbesondere folgende Maßnahmen: 

1.3.1 § 2 Abs. 3 der Gefahrstoffverordnung, der im 
Hinblick auf Export und Durchfuhr die Regeln 
über das Inverkehrbringen gefährlicher Stoffe 
und Zubereitungen für nicht anwendbar erklärt, 
ist zu streichen. 

1.3.2 § 24 der Gefahrstoffverordnung ist dahin gehend 
zu ändern, daß bei der Aufbewahrung und Lage-
rung von Gefahrstoffen sich die geeigneten und 
zumutbaren Vorkehrungen auch darauf erstrek-
ken, daß bei Betriebsstörungen und -unfällen 
eine Verunreinigung der Gewässer oder eine 
sonstige nachteilige Veränderung ihrer Eigen-
schaften nicht zu befürchten ist. 

1.3.3 Die Gefahrstoffverordnung ist dahin gehend zu 
verschärfen, daß Höchstmengen je baulich selb-
ständiger Einheit festgelegt werden und die 
offene Lagerung sowie die Zusammenlagerung 
von Gefahrstoffen untersagt werden. 

1.3.4 In der Gefahrstoffverordnung müssen die Ver-
botsregelungen erweitert und klare Ersatzstoff

-

regelungen geschaffen werden; die Informa tions- 
und Kennzeichnungspflichten sind auch für 
Exporte zwingend vorzuschreiben. 

1.4 Die Bundesregierung wird aufgefordert, folgende 
Ergänzungen in der Gefahrstoffverordnung vorzu-
nehmen: 

— Die MAK-Werte und vor allem die TRK-Werte müs-
sen die absolute Obergrenze der Belastung dar-
stellen, 

— zu allen chemischen Stoffen und Produkten muß die 
Verpflichtung zur Mitlieferung technischer Daten-
blätter durch den Hersteller oder Einführer bestehen, 

— das Kennzeichnungssystem der Gefahrstoffe muß 
sich auch auf alle gefährlichen Zubereitungen und 
Erzeugnisse erstrecken. 
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1.5 Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, wie 
ein Substitutionsprinzip zu verankern wäre, das Herstel-
ler und Einführer verpflichtet, die Stoffe, die für Mensch 
und Umwelt als gefährlich (bioakkumulierbar, persi-
stent, toxisch, kanzerogen und mutagen)) erkannt sind, 
innerhalb einer angemessenen F rist durch vertragliche 
Stoffe zu ersetzen. 

1.6 Im übrigen begrüßt der Deutsche Bundestag den 
Beschluß der Umweltministerkonferenz vom 6. Novem-
ber 1986. Er verweist insbesondere auf die Notwendig-
, keit einer unverzüglichen Umsetzung von Maßnahmen 
zur Reglementierung der 30 gefährlichen Stoffe. Der 
Deutsche Bundestag erwartet innerhalb der nächsten 
Zeit hierzu einen Bericht der Bundesregierung. 

2. Anforderungen an den Gewässerschutz 

2.1 Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich 
2.1.1 eine Änderung des § 19g Wasserhaushaltsgesetz 

dahin gehend einzuleiten, daß Anlagen zum. 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen unter 
Berücksichtigung des Besorgnisgrundsatzes 
zukünftig dem „Stand der Technik" bzw. Anfor-
derungen entsprechen, die der Gefährlichkeit der 
in der Anlage verwendeten Stoffe angepaßt sind 
und nicht nur wie bisher nach den „allgemein 
anerkannten Regeln der Technik", so wie die 
unterirdische Aufstellung solcher Anlagen nur 
zulässig ist, wenn eine Gefährdung des Grund-
wassers oder anderer Gewässer ausgeschlossen 
ist; 

2.1.2 das Wasserhaushaltsgesetz dahin gehend zu 
ergänzen, daß zur Frachtbegrenzung gefähr-
licher Stoffe im Gewässer wirkungsbezogene 
Immissionsgrenzwerte festgesetzt werden; die 
Bundesregierung soll sich dafür einsetzen, daß 
auch bei der EG die Arbeiten an der Ergänzung 
der entsprechenden Richtlinie beschleunigt 
werden; 

2.1.3 im § 7 a Wasserhaushaltsgesetz den „St and der 
Technik" für Direkt- und Indirekteinleiter ab 
sofort grundsätzlich vorzuschreiben, soweit 
gefährliche Stoffe be troffen sind, und die allge-
meinen Verwaltungsvorschriften über Mindest-
anforderungen für Abwasser mit gefährlichen 
Stoffen so schnell wie möglich zu erlassen. 

2.2 Der Deutsche Bundestag hält es für unver tretbar, daß 
das Wasserhaushaltsgesetz immer noch wessentliche 
Bereiche der Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen von der Pflicht zur Durchführung eines 
behördlichen Zulassungsverfahrens ausnimmt; dies gilt 
vor allem für Produktionsanlagen sowie für Anlagen 
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einfacher und herkömmlicher Art. Es muß gesichert 
sein, daß nur Anlagen verwendet werden, die vorher in 
einem Verfahren auf ihre Umweltverträglichkeit geprüft 
wurden und deren Bauart den Umweltschutzanforde-
rungen entsprechen. 

2:3 Der Deutsche Bundestag fordert  die Bundesregierung 
auf, gemeinsam mit den Ländern folgendes umzusetzen: 

2.3.1 In den Durchführungsbestimmungen zum Was-
serhaushaltsgesetz ist festzulegen, dØ auch bei 
Betriebsstörungen und unfällen in derartigen 
Anlagen eine Verunreinigung der Gewässer 
nicht zu besorgen ist, insbesondere 

— daß Überprüfungen zu intensivieren sind, 

— daß Vorsorgemanahmen für den Brandfall 
und andere Schadensereignisse zu treffen 
sind damit z. B. in ausreichendem Umfang 
das mit Schadstoffen belastete Löschwasser 
aufgefangen werden kann, 

— daß Kühlwasserkreisläufe so zu sichern und 
zu kontrollieren sind, daß Schadstoffe aus 
dem Produktionsprozeß nicht mehr in die Ge

-

wässer gelangen können. 

2.3.2 In den Erlaubnisverfahren nach § 7 a Wasser-
haushaltsgesetz ist die Beteiligung der Öffent-
lichkeit bei Vorliegen bestimmter objektiver Kri-
terien sicherzustellen und die Einleitungsbe-
scheide der Öffentlichkeit zugänglich zu machen 
(mit Ausnahme der Daten, die Rückschlüsse auf 
Betriebsgeheimnisse zulassen). 

2.3.3 Ein Beobachtungs- und Überwachungssystem an 
allen bedeutenden Fließgewässern in Gebieten 
stärkerer Industrialisierung (biologisches und 
chemisches Monitoring) ist mit den Zielen auszu-
bauen, 

— akute Schadensfälle frühzeitig zu erkennen 
(zur Schadensabwehr bzw. Schadensbegren-
zung und Beweissicherung) sowie 

— die langristigen Auswirkungen stofflicher 
Belastungen der Gewässer besser beurteilen 
und abschätzen zu können. 

3. Anforderungen an den Immissionsschutz 

3.1 Die Bundesregierung wird aufgefordert, das Bundes-
Immissionsschutzgesetz in folgenden Punkten zügig zu 
novellieren: 

3.1.1 In Anpassung an das Atom- und Wasserrecht ist 
ein Versagensermessen der Behörde einzuführen 
und klare Ermessensrichtlinien zu schaffen. 
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3.1.2 In Anpassung an das Wasserrecht für immissions

-

schutzrechtliche Genehmigungen ist eine grund-
sätzliche Befristung vorzusehen. 

3.1.3 In Anpassung an das Wasserrecht ist eine ver-
schuldensunabhängige Haftung im Immissions-
schutzrecht einzuführen. 

3.2 Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich 
die Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) dahin gehend zu überprüfen, 
ob auch bestimmte, bisher immissionsschutzrechtlich 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen, in denen mit 
gefährlichen Stoffen umgegangen wird (z. B. Düngemit-
tellager) oder sonstige Gefahren für die Umwelt ent-
stehen können, nach dem Immissionschutzrecht geneh-
migungsbedürftig werden sollten. 

3.3 Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Entwurf 
zur Novelle der Störfallverordnung wie folgt zu ändern: 

3.3.1 Die Störfallverordnung muß für alle genehmi-
gungspflichtigen Anlagen nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz und für Lager gefähr-
licher Chemikalien einschließlich von Pflanzen-
behandlungsmittel gültig sein. Der einschrän-
kende Anhang I muß entfallen. 

3.3.2 Besonders gefährliche Anlagen müssen einer 
quantifizierenden Risikoanalyse unterworfen 
werden, die sich am kerntechnischen Standard 
anlehnt. 

3.3.3 Zur Verbesserung der Störfallmeldungen ist eine 
niedrigere Schwelle, ab der gemeldet wérden 
muß, einzuführen. Darüber hinaus sind höhere 
Anforderungen an die Qualität der Meldungen 
zu stellen. 

3.3.4 Der Anhang II soll regelmäßig ergänzt werden, 
wobei die Stoffe nicht nur mit dem trivialen 
Namen, sondern in erster Linie nach dem ratio-
nalen Namen aufgeführt müssen. Zusätzlich 
sollte ein Verfahren zur Klassifizierung der Stoffe 
vorgesehen werden. Dies hat sich in der TA Luft 
als sinnvoll erwiesen und ist auch in der Seveso

-

Richtlinie der EG mit dem dortigen Anhang IV in 
Ansätzen vorhanden. Es müssen Kriterien erar

-

beitet .werden, ab denen ein Stoff eine Gemein-
gefahr hervorrufen kann, wobei das Erfüllen 
mehrerer Kriterien ausreichend zu berücksich-
tigen ist. 

3.3.5 Die Störfallverordnung ist so zu konkretisieren, 
daß schwerwiegende Gefahren für die Umwelt 
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und die beroffenen Arbeitnehmer ausdrücklich 
in § 2 Abs. 2 aufgenommen werden. 

3.3.6 Eine Informationspflicht über Emissions- und 
Immissionsdaten soll vorgesehen werden (Um-
weltakteneinsichtsrecht) . 

3.3.7 Zur Störfallverordnung sind Verwaltungsvor-
schriften zu erlassen, die die Anforderungen zur 
Verhinderung von Störfällen sowie die Anforde-
rungen zur Begrenzung von Störfallauswirkun-
gen (§§ 4 bis 6 Störfallverordnung) konkretisie-
ren. Dazu gehört auch die Auflage, technisch 
mögliche Schließungen von Stoffkreisläufen zu 
fordern. 

3.3.8 Der Betriebsrat ist bei der Erstellung der Sicher-
heitsanalysen zu beteiligen, um eine ausrei-
chende Berücksichtigung der Interessen der 
unmittelbar betroffenen Arbeitnehmer zu' ge-
währleisten. 

4. Anforderungen an den sicheren Transpo rt  gefährlicher 
Güter 

4.1 Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Abstimmung 
mit den Ländern Vorschläge über ein Datenerfassungs-
und Informationssystem zu erarbeiten, das bei Trans-
portunfällen mit gefährlichen Stoffen eine rasche und 
sichere Identifizierung der Stoffe, eine zuverlässige 
Bewertung des Gefahrenpotentials sowie ausreichende 
Hinweise auf einzuleitende Maßnahmen ermöglicht. 

4.2 Die Bundesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu 
tragen, daß die Wassergefährlichkeit als Merkmal in die 
nationalen und internationalen Vorschriften über den 
Transport gefährlicher Güter aufgenommen wird und 
daß entsprechend dieses Merkmals die notwendigen 
Konsequenzen an die Sicherheitsanforderungen festge- 
legt werden. 

4.3 Die Bundesregierung wird aufgefordert, nunmehr 
beschleunigt die gesetzlichen Voraussetzungen zur 
Bestellung von Gefahrgutbeauftragten zu schaffen, die 
innerhalb der Betriebe einen selbständigen Verantwor-
tungsbereich haben müssen. 

4.4 Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Ini tiative zu 
ergreifen hinsichtlich 

— des Verbots des Transports stark umweltgefährden-
der Stoffe in Transporteinrichtungen, die nicht über 
ausreichende Sicherungen gegen das Freiwerden 
von Stoffen beim Umfüllen bieten, sowie 

— der Festlegung von Anforderungen an  den Umgang 
mit Gefahrstoffen während des Tr ansports und beim 
Umschlag. 
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5. Betriebsbeauftragter 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich die 
Verantwortung von Umweltschutzbeauftragten in den 
umweltbelastenden Betrieben zu stärken. Der Deutsche 
Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

5.1 bei neuen Umweltgesetzen, Gesetzesnovellierungen 
und Verordnungen die Mitbestimmungs- und Informa-
tionsrechte der Betriebs- und Personalräte im Rahmen 
der Umweltgesetzgebung sicherzustellen und gesetzlich 
zu verankern; 

5.2 die betrieblichen Beauftragten für Umweltschutz (nach 
dem Bundes-Immissionsschutz-, Wasserhaushalts- und 
Abfallbeseitigungsgesetz) zur Zusammenarbeit mit dem 
Betriebs- und Personalrat zu verpflichten; 

5.3 den Betriebs- und Personalräten bei der Benennung 
oder Abberufung der Beauftragten ein Mitbestim-
mungsrecht einzuräumen; 

5.4 die Informationspflicht der betrieblichen Beauftragten 
für Umweltschutz an den Betriebs- und Personalrat in 
der entsprechenden Verordnung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes zu verankern; 

5.5 zur verbesserten Wahrnehmung der Aufgaben der 
betrieblichen Beauftragten, die häufig im Zielkonflikt 
zwischen notwendigen Schutzmaßnahmen zugunsten 
der Arbeitnehmer und wirtschaftlichen Interessen der 
Arbeitgeber stehen, einen Kündigungsschutz zur Stär-
kung ihrer Position gegenüber Geschäftsleitungen 
gesetzlich zu verankern; 

5.6 ein benutzerfreundliches und auf die betriebliche 
Umsetzung von Erkenntnissen bezogenes Schadstoffin 
formationssystem für Arbeitnehmer, Betriebs- und Per-
sonalräte, Umweltbeauftragte und Sicherheitsfachkräfte 
zu schaffen; 

5.7 zum Abbau des Vollzugsdefizits verstärkte organisatori-
sche und personelle Maßnahmen zu treffen; 

5.8 bei den örtlichen Gewerbeaufsichtsämtern auf Vor-
schlag der Gewerkschaften hauptamtliche unabhängige 
Umwelt- und Arbeitsschutzbeauftragte der Arbeitneh-
mer zu bestellen. 

6. Anforderungen an das Haftungsrecht 

6.1 Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich 
eine Änderung des Haftungsrechts dahin gehend vorzu-
bereiten, daß eine verschuldensunabhängige Haftung 
wie im Wasserhaushaltsgesetz und weitgehende Be-
weislasterleichterungen in den Umweltschutzgesetzen 
eingeführt werden, damit der Verursacher für mögliche 
umweltschädliche Folgen seines Tuns auch ökonomisch 
einstehen muß. 
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6.2 Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine Gesetzes-
initiative zu ergreifen, urn in § 22 des Wasserhaushalts-
gesetzes eine Regelung über eine Deckungsvorsorge 
entsprechend den atomrechtlichen Bestimmungen auf-
zunehmen, insbesondere die Einführung einer Pflicht-
versicherung für alle gefährlichen Anlagen mit ausrei-
chenden Mindestdeckungssummen. 

6.3 Die verschuldensunabhängige Haftung muß nach Auf-
fassung des Deutschen Bundestages auch die Deckung 
solcher Aufwendungen umfassen, die notwendig sind, 
um geschädigte Ökosysteme wieder funktionsfähig zu 
machen. 

7. Anforderungen an das Ordnungswidrigkeiten- und Straf-
recht 

7.1 Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich 
eine Gesetzesinitiative zu ergreifen, mit der die Buß-
geldandrohung für Verstöße gegen die Meldepflichten 
der Störfall-Verordnung drastisch erhöht wird. 

7.2 Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich 
zu prüfen, ob das Strafrecht dahin gehend zu erweitern 
ist, daß auch die unterlassene oder nicht rechtzeitige 
Meldung eines Störfalls oder eines zu befürchtenden 
Störfalls im Sinne der Störfall-Verordnung als Straftat zu 
ahnden ist, wenn durch das Unterlassen einer rechtzei-
tigen Meldung Gefahren für die Bevölkerung oder die 
Umwelt hervorgerufen oder erhöht worden sind. 

7.3 Ferner wird die Bundesregierung aufgefordert, den 28. 
Abschnitt des Strafgesetzbuches „Straftaten gegen die 
Umwelt" auf ausreichende Beschreibung sowie auf eine 
Erhöhung der Strafrahmen zu überprüfen. Dazu gehört 
insbesondere die Novellierung des § 325 Strafgesetz-
buch. 

II. Maßnahmen auf internationaler Ebene 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich dar-
auf hinzuwirken, daß die EG-Richtlinie „über die Gefahren 
schwerer Unfälle bei bestimmten Industrietätigkeiten" (82/ 
501/EWG) auch von allen Mitgliedstaaten der Internatio-
nalen Kommission zum Schutz des Rheins angewendet wird 
und in folgenden Punkten verschärft wird: 

— Der Anwendungsbereich der Richtlinie soll auf alle Tätig-
keiten beim Umgang mit gefährlichen chemischen Stof-
fen ausgedehnt werden. 

— In der Richtlinie sollen konkrete Maßnahmen bis hin zu 
Betriebsstillegungen bei Nichterfüllung der Sicherheits-
vorschriften vorgesehen werden. 

— Die Liste der unter die Richtlinie fa llenden Stoffe muß 
dynamisiert werden, um sie immer auf dem aktuellen 
Stand halten zu können. 
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— In den Vorschriften sind auch Hinweise auf die Maximal-
menge bei den gelagerten oder gehandhabten Stoffen 
vorzuschreiben. 

— Eine Laborpflicht für alle gefährlichen Stoffe muß festge-
legt werden. 

— Katastrophenpläne für die weitere Umgebung von 
gefährlichen Anlagen und Lagern sind vorzuschreiben. 

— Die Unterrichtungspflicht muß auf alle „Abweichungen 
vom bestimmungsgemäßen Betrieb " erweitert werden. 

— Das Recht auf Einsichtnahme in die den Behörden vorlie-
genden Unterlagen und Gefahrenpläne muß allen 
Anwohnern im Einzugsbereich einer Anlage oder Lager-
stätte eingeräumt werden. Die in I.3 genannten Forderun-
gen müssen in die Verschärfung der EG-Seveso-Richt-
linie aufgenommen werden. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich auf 
eine Verschärfung der EG-Gewässerschutz-Richtlinie (76/ 
464/EWG) zu drängen. Durch Sicherheitsanalysen und dar-
auf aufbauende Maßnahmen muß künftig sichergestellt 
werden, daß auch bei Betriebsstörungen und -unfällen eine 
Verunreinigung der Gewässer oder eine sonstige nachtei-
lige Veränderung ihrer Eigenschaften nicht zu befürchten 
ist. Diese Forderung ist auch im Rahmen der Internationalen 
Kommission zum Schutze des Rheins zu stellen. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich dar-
auf hinzuwirken, 

3.1 daß in der Richtlinie 76/464/EWG der Artikel 6 so geän-
dert wird, daß die Grenzwerte durch 

a) die zulässige Höchstmenge eines solchen (gefähr-
lichen) Stoffes und 

b) sofern zweckdienlich, die in den Ableitungen zuläs-
sige Konzentration eines Stoffes bestimmt werden; 

3.2 daß die Listen I und II des Anhangs auf Vollständigkeit, 
richtige Einordnung und damit Notwendigkeit neuer 
Grenzwertfestsetzungen überprüft werden; 

3.3 daß die Grenzwertfindung für gefährliche Stoffe 
beschleunigt wird und die bereits bestehenden Grenz-
werte in kurzen Zeitabständen auf ihre Richtigkeit über

-

prüft werden. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich bei den Ent-
scheidungen über die Entschließung des Rates zur Fo rt

-schreibung und Durchführung einer Umweltpolitik sowie 
über ein Aktionsprogramm der EG •für den Umweltschutz 
(1987 bis 1992) nachdrücklich für einen besseren Zugang 
der Öffentlichkeit zu bet rieblichen und administrativen 
Umweltdaten einzusetzen. Die Bundesregierung soll dabei 
für ein europaweites „Gesetz über die Freiheit der Umwelt- 
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information" eintreten und in Abstimmung mit den Ländern 
geeignete Vorschläge unterbreiten. 

5. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die national vorzu-
sehenden Maßnahmen auch auf der EG-Ebene einzubrin-
gen und umzusetzen. 

6. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich innerhalb der 
Mitgliedstaaten der Internationalen Kommission zum 
Schutze des Rheins für eine einheitliche, ausreichende und 
zügige Schadensregulierung bei Stör- und Unfällen einzu-
setzen. Dabei sollte auch erreicht werden, daß in das Was-
serrecht der Mitgliedstaaten eine staatliche Ausgleichsver-
pflichtung aufgenommen wird; Vorbild kann hier § 38 
Atomgesetz sein. 

Bonn, den 20. August 1987 
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